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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 5/72 über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
zur Anwendung der Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei betreffend 
die Anwendung von Artikel 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 
auf in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft hergestellte Waren 

Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 3/72 zur Regelung des Verfahrens über die Erhebung 
des Anteilzolls nach Artikel 3 Abs. 1 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung des Beschlusses 
Nr. . . . ./77 des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 5/72 über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung 
der Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung von im Rahmen 
der Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
erlassenen Vorschriften betreffend den Verkehr von Waren, die unter Verwendung 
von Waren aus dritten Ländern hergestellt sind, welche sich weder in der 
Gemeinschaft noch in der Türkei im freien Verkehr befanden 
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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 5/72 über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
zur Anwendung der Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

DER ASSOZIATIONSRAT 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Türkei, 

gestützt auf das Zusatzprotokoll zu diesem Ab-
kommen, insbesondere auf Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Gemeinschaftsebene sind die meisten im inter-
nationalen Handel verwendeten Papiere an das von 
der Wirtschaftskommission für Europa geschaffene 
Rahmenmuster angeglichen worden. Es erscheint des-
halb angezeigt, auch die Vordruckmuster der Waren-
verkehrsbescheinigungen A.TR.1 und A.TR.3 im An-
hang zu dem Beschluß Nr. 5/72 vom 29. Dezember 
1972 über die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen zur Anwendung der Artikel 2 und 3 
des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

durch Vordruckmuster zu ersetzen, die an das ge-
nannte Rahmenmuster angeglichen sind — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

1. Die Muster der Vordrucke der Warenverkehrs-
bescheinigungen A.TR.1 und A.TR.3 im Anhang 
des Beschlusses Nr. 5/72 werden durch die Vor-
druckmuster im Anhang zu vorliegendem Be-
schluß ersetzt. 

2. Den bisherigen Vordruckmustern entsprechende 
Vordrucke für Warenverkehrsbescheinigungen 
A.TR.1 und A.TR.3 dürfen bis einschließlich 31. 
Dezember 1978 weiterverwendet werden. 

Artikel 2 

Dieser Beschluß gilt ab 1. Januar 1978. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes-
kanzleramtes vom 6. Oktober 1977 – 14 – 680 70 – E – Zo 208/77: 
Die Vorlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. September 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorlagen ist nicht vorgesehen. 
Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei betreffend  
die Anwendung von Artikel 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara  
auf in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft hergestellte Waren  

DER ASSOZIATIONSRAT — 

auf gestützt au das Abkommen zur Gründung einer  

Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Türkei,  

gestürzt auf das Zusatzprotokoll zu diesem Ab-
kommen, insbesondere auf Artikel 3,  

in Erwägung nachstehender Gründe:  

Auf in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  
unter den in Artikel 3 Abs. 1 des Zusatzprotokolls  
genannten Bedingungen hergestellte Waren wird  
Titel I Kapitel I Abschnitt I und Kapitel II des Pro-
tokolls angewandt unter der Voraussetzung, daß im  
Ausfuhrstaat ein Anteilzoll erhoben wird, dessen  
Satz sich nach der für diese Waren von der Türkei  
gewährten Zollsenkung richtet. Der Anteilzoll wird  
solange nicht erhoben, wie der Satz der Zollsenkung  
20 v. H. nicht übersteigt.  

Am 1. Januar 1978 nimmt die Türkei wiederum  
eine Zollsenkung in Höhe von 10 v. H. der Aus-
gangszollsätze für die der Regelung von Artikel 10  
des Zusatzprotokolls unterliegenden Waren vor. Da-
mit beträgt der Gesamtsatz der von der Türkei bis zu  
diesem Datum vorgenommenen Zollsenkungen 30  
v. H. der Ausgangszollsätze. Es ist mithin ab diesem  
Zeitpunkt für die genannten in der Gemeinschaft  
hergestellten Waren ein Anteilzoll zu erheben.  

Im Interesse der Beteiligten und der Vereinfa-
chung der Aufgaben der Zollverwaltungen ist es  
angezeigt, bereits jetzt die Hundertsätze festzulegen,  
die bei der Festsetzung des Satzes des Anteilzolls  
während des gesamten in Artikel 10 Abs. 2 des Zu-
satzprotokolls genannten Zeitraums zur Anwendung  
kommen.  

Hinsichtlich der unter den Vertrag zur Gründung  
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl  
fallenden Waren ist klarzustellen, daß die festge-
legten Hundersätze auf die Sätze des vereinheitlich-
ten EGKS-Tarifs anzuwenden sind —  

BESCHLIESST:  

Artikel 1  

Für in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft herge

-

stellte Waren, die der Regelung des Artikels 10 des  
Zusatzprotokolls unterliegen, wird der für die Be-
messung des in Artikel 3 Abs. 1 des Zusatzproto-
kolls vorgesehenen Anteilzolls maßgebende Hun-
dertsatz der Zollsätze wie folgt festgesetzt:  

— für die Zeit vom 1. Januar 1978 bis 31. Dezember  
1978: 30 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1979 bis 31. Dezember  
1979: 40 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1980 bis 31. Dezember  
1980: 50 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1981 bis 31. Dezember  
1981:60 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1982 bis 31. Dezember  
1982: 70 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1983 bis 31. Dezember  
1983: 80 v. H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1984 bis 31. Dezember  
1984: 90 v. H.,  

— ab 1. Januar 1985: 100 v. H.  

Artikel 2  

Bei Waren, die unter Verwendung von unter die  
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für  
Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen hergestellt  
sind, bezieht sich dieser Hundertsatz auf die Zoll-
sätze des vereinheitlichten Tarifs für die bei der  
Herstellung dieser Waren verwendeten, unter die  
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für  
Kohle und Stahl fallenden Erzeugnisse.  

Artikel 3  

Dieser Beschluß gilt ab 1. Januar 1978.  
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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 3/72 zur Regelung des Verfahrens über die Erhebung 
des Anteilzolls nach Artikel 3 Abs. 1 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

DER ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Türkei, 

gestützt auf das Zusatzprotokoll, insbesondere auf 
Artikel 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschluß Nr. 3/72 ist das Verfahren für 
die Erhebung des Anteilzolls nach Artikel 3 Abs. 1 
des Zusatzprotokolls unter Berücksichtigung der im 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten vor 
dem 1. Juli 1968 geltenden Bestimmungen geregelt 
worden. 

Die derzeit für die etwaige Erhebung des Anteil-
zolls im Warenverkehr zwischen den ursprünglichen 
und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten untereinander geltenden Re-
geln weichen von den damals festgelegten Regeln 
hinsichtlich des für die Bemessung des Anteilzoll-
satzes maßgebenden Zeitpunkt ab. Es erscheint des-
halb zweckmäßig, die innerhalb des Assoziation gel-
tenden Vorschriften entsprechend anzugleichen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 2 des Beschlusses Nr. 3/72 wird durch fol-
gende Artikel ersetzt: 

„Artikel 2 

Für die Bemessung des Vomhundertsatzes des An-
teilzolls wird der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu dem 
die zuständige Zollstelle das Zolldokument ange-
nommen hat, in dem der Beteiligte den Willen be-
kundet hat, die in Artikel 1 genannten Waren auszu-
führen. Werden die Waren jedoch im herstellenden 
Staat in ein Zollager oder eine Freizone verbracht, 
bevor sie ausgeführt werden, so ist der Zeitpunkt 
maßgebend, zu dem die zuständige Zollstelle das 
Zolldokument angenommen hat, in dem der Betei-
ligte den Willen bekundet hat, die Waren einer der 
vorgenannten Zollbehandlungen zuzuführen. 

Artikel 2 a 

Für die Bemessung des Zollsatzes wird der Zeit-
punkt zugrunde gelegt, zu dem die Erzeugnisse aus 
nicht der Assoziation angehörenden Drittländern zu 
dem Zollverfahren abgefertigt wurden, unter dem 
die Verarbeitung stattgefunden hat." 

Artikel 2 

Dieser Beschluß gilt ab 1. Januar 1978. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung des Beschlusses  

Nr. . . . ./77 des Assoziationsrates EWG-Türkei zur Änderung des Beschlusses  

Nr. 5/72 über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung  
der Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara  

DER RAT DER  EUROPÄISCHEN  
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf  

Artikel 113,  

auf Vorschlag der Kommission,  

in Erwägung nachstehender Gründe:  

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 428/73 des Rates  
vom 5. Februar 1973 über die Anwendung der Be-
schlüsse Nr. 5/72 und Nr. 4/72 des im Abkommen  
über die Gründung einer Assoziation zwischen der  
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tür-
keit vorgesehenen Assoziationsrats 1), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2340/76  2),  
sind die im Beschluß Nr. 5/72 des Assoziationsrates  
EWG-Türkei festgelegten Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen zur Anwendung der Arti-
kel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen  
von Ankara für die Gemeinschaft in Kraft gesetzt  
worden.  

Diese Methoden sind durch Beschluß Nr. .177  
des Assoziationsrats geändert worden. Es muß daher  
für die Durchführung dieses Beschlusses innerhalb  
der Gemeinschaft Sorge getragen werden —  

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:  

Artikel 1  

In bezug auf die Methoden der Zusammenarbeit der  
Verwaltungen zur Anwendung der Artikel 2 und 3  
des Zusatzprotokolls zum Abkommen über die  
Gründung einer Assoziation zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei ist der  
dieser Verordnung beigefügte Beschluß Nr. .177  
des Assoziationsrates *) innerhalb der Gemeinschaft  
anzuwenden.  

Artikel 2  

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.  

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.  

1) ABl. EG Nr. L 59 vom 5. März 1973, S. 73  
2) ABl. EG Nr. L 265 vom 29. Juni 1976, S. 3  
*) s. Anhang A/I  
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung von im Rahmen 
der Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
erlassenen Vorschriften betreffend den Verkehr von Waren, die unter Verwendung 
von Waren aus dritten Ländern hergestellt sind, welche sich weder in der 
Gemeinschaft noch in der Türkei im freien Verkehr befanden 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen 
über die Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tür-
kei regelt die Voraussetzungen, unter denen auf 
Waren, die unter Verwendung von Waren aus drit-
ten Ländern hergestellt sind, welche sich weder in 
der Gemeinschaft noch in der Türkei im freien Ver-
kehr befanden, die Vorschriften über den freien 
Warenverkehr angewandt werden können; zu die-
sen Voraussetzungen gehört insbesondere die Erhe-
bung eines Anteilzolls im Herstellungsland. 

Die Modalitäten der Erhebung des Anteilzolls 
sind vom Assoziationsrat EWG-Türkei mit Beschluß 
Nr. 3/72, geändert durch Beschluß Nr. 177 fest-
gelegt worden. 

Hinsichtlich der in den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft hergestellten und der Regelung des Arti-
kels 10 des Zusatzprotokolls zum Assoziierungsab-
kommen unterliegenden Waren ist der für die Be-
messung des Satzes des Anteilzolls ab 1. Januar 1978 
für die in Artikel 10 festgelegten Zeiträume jeweils 
maßgebende Hundersatz durch den Beschluß Nr. .../ 
77 des Assoziationsrates festgesetzt worden. 

Zur Durchführung der vorgenannten Beschlüsse 
innerhalb der Gemeinschaft sind die entsprechenden 
Maßnahmen zu ergreifen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bei der Anwendung des Zusatzprotokolls zum Ab-
kommen über die Gründung einer Assoziation zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Türkei gelten die in der Gemeinschaft hergestell-
ten Waren, die unter Verwendung von Waren aus 
Ländern außerhalb der Assoziation hergestellt sind, 
welche sich im Sinne dieses Protokolls weder in der 
Gemeinschaft noch in der Türkei im freien Verkehr 
befanden, vorbehaltlich der nachstehenden Bestim-
mungen als Waren, die die Bedingungen zur An-
wendung der Vorschriften des Assoziierungsabkom-
mens über die schrittweise Abschaffung der Zölle 

und der mengenmäßigen Beschränkungen sowie der 
Maßnahmen gleicher Wirkung in der Türkei erfül-
len. 

Artikel 2 

Im Ausfuhrmitgliedstaat wird für die nach Maßgabe 
des Artikels 1 hergestellten Waren ein Anteilzoll 
erhoben, der einem Hundertsatz derjenigen Zollsätze 
entspricht, die im Gemeinsamen Zolltarif für die bei 
der Herstellung verwendeten Waren vorgesehen 
sind. 

Bei Waren, die unter Verwendung von unter die 
Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen hergestellt 
sind, bezieht sich dieser Hundersatz auf die Zollsätze 
des Vereinheitlichten Tarifs für die bei der Herstel-
lung dieser Waren verwendeten unter die Beistän-
digkeit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl fallenden Erzeugnisse. 

Artikel 3 

Der Anteilzoll auf die nach Maßgabe des Artikels 1 
hergestellten Waren ist nach der Art und dem Zoll-
wert – oder gegebenenfalls nach anderen Verzol-
lungsmaßstäben – der Erzeugnisse aus Ländern 
außerhalb der Assoziation, die bei der Herstellung 
dieser Waren verwendet wurden, zu bemessen. Da-
bei sind die Maßstäbe zugrunde zu legen, die bei der 
Abfertigung dieser Waren zu dem Zollverfahren er-
mittelt worden sind, unter dem die vorgenannte 
Herstellung erfolgte. 

Artikel 4 

Für die Bemessung des Hundertsatzes des Anteilzolls 
wird der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu dem die zu-
ständige Zollstelle das Zolldokument annimmt, mit 
dem der Anmelder den Willen bekundet, die in Arti-
kel 1 genannten Waren auszuführen. Werden die 
Waren jedoch im herstellenden Mitgliedstaat in ein 
Zollager oder eine Freizone verbracht, bevor sie 
ausgeführt werden, so ist der Zeitpunkt maßgebend, 
zu dem die zuständige Zollstelle das Zolldokument 
annimmt, in dem der Beteiligte den Willen bekun-
det, die Waren einer der vorgenannten Zollbehand-
lungen zuzuführen. 

Für die Bemessung des Zollsatzes wird der Zeit-
punkt zugrunde gelegt, zu dem die Erzeugnisse aus 
nicht der Assoziation angehörenden Ländern zu dem 
Zollverfahren abgefertigt wurden, unter dem die 
Verarbeitung stattgefunden hat. 
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Artikel 5  

1. Der für die Bemessung des in Artikel 2 vorgese-
henen Anteilzolls maßgebende Hundertsatz der  
Zollsätze wird hinsichtlich der Waren, auf die  
Artikel 10 des Zusatzprotokolls anwendbar ist,  
wie folgt festgesetzt:  

— für die Zeit vom 1. Januar 1978 bis 31. De
-zember 1978 auf 30 v.  H.,  

— für die Zeit vom 1. Januar 1979 bis 31. De-
zember 1979 auf 40 v. H., 

— für die Zeit vom 1. Januar 1980 bis 31. De-
zember 1980 auf 50 v. H., 

— für die Zeit vom 1. Januar 1981 bis 31. De-
zember 1981 auf 60 v. H., 

— für die Zeit vom 1. Januar 1982 bis 31. De-
zember 1982 auf 70 v. H., 

— für die Zeit vom 1. Januar 1983 bis 31. De-
zember 1983 auf 80 v. H., 

— für die Zeit vom 1. Januar 1984 bis 31. De-
zember 1984 auf 90 v. H., 

— ab 1. Januar 1985 auf 100 v. H. 

2. Abweichend von Artikel 2 wird der Anteilzoll 
nicht erhoben, wenn der in Artikel 4 erster Unter

-

absatz genannte Zeitpunkt in die Zeit bis zum 
31. Dezember 1977 fällt. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

I. Der Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen 
EWG-Türkei hat drei Beschluß-Entwürfe ausgearbei-
tet, die vom Assoziationsrat vor Mitte Oktober an-
genommen werden müssen. 

Der erste Beschluß-Entwurf zielt darauf ab, die der-
zeit gültigen Muster der Warenverkehrsbescheini-
gungen A.TR.1 und A.TR.3 durch Muster zu ersetzen, 
die an das von der Wirtschaftskommission für Euro-
pa der Vereinten Nationen ausgearbeitete Rahmen-
muster angeglichen sind (Anhang A/I). 

Der zweite Beschluß-Entwurf bezieht sich auf den 
Hundertsatz der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll-
tarifs, der bei der Berechnung des in Artikel 3 des 
Zusatzprotokolls vorgesehenen Anteilzolls für in der 
Gemeinschaft unter den in diesem Artikel genann-
ten Bedingungen hergestellte Waren zu berücksich-
tigen ist (Anhang A/II). 

Der dritte Beschluß-Entwurf schließlich betrifft die 
Angleichung der Regeln über die Erhebung des 
Anteilzolls an die Bestimmungen der Richtlinie des 
Rates zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal

-

tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs-
verkehr (Richtlinie 69/73/EWG – ABL. EG Nr. L 58 
vom 8. März 1969) – Anhang A/III. 

Die drei Beschlußentwürfe wurden vom Ausschuß 
für Zusammenarbeit im Zollwesen bereits einstim-
mig gutgeheißen. 

II. Zur Durchführung der Beschlüsse des Assozia-
tionsausschusses in der Gemeinschaft 

— muß hinsichtlich des ersten der obengenannten 
Beschlüsse die Verordnung (EWG) Nr. 428/73 
vom 5. Februar 1973 angepaßt werden, die auf 
Grund von Artikel 113 des EWG-Vertrags zur 
Durchführung des Beschlusses Nr. 5/72 des Asso-
ziationsrates erlassen wurde; 

— ist hinsichtlich der beiden anderen genannten Be-
schlüsse auf Grund von Artikel 113 des EWG-
Vertrags eine Verordnung zu erlassen, die alle 
vom Assoziationsrat erlassenen Bestimmungen 
über die Erhebung des Anteilzolls erfaßt, soweit 
diese in der Gemeinschaft hergestellte Waren 
betreffen. 

Dies ist der Zweck der beiden beigefügten Ver-
ordnungsvorschläge. 


